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87/2026 Kreis Gütersloh 
 

Offenlegung des Liegenschaftskatasters nach § 13 Abs. 5 
Vermessungs- und Katastergesetz NRW vom 01.03.2005 

 
Für das Gebiet des Kreises Gütersloh werden die Nachweise des Liegenschaftskatasters 
 
zur Einsicht offengelegt. 
 
Anlass für die Offenlegung ist die Erneuerung und die Fortführung des Liegenschaftskatasters durch die 
Übernahme 
 

• von Veränderungen der Personen- und Bestandsdaten sowie der Lagebezeichnungen 
und der Bodenschätzungsergebnisse, 

• von Gebäudeabbrüchen und 

• der Ergebnisse der Aktualisierung der Amtlichen Basiskarte (ABK). 
 
Die Offenlegung findet statt in der Zeit vom      01. November 2026      bis      30. November 2026      je-
weils 
 
 montags bis freitags  von   8.30 Uhr – 12.30 Uhr sowie 
 montags bis donnerstags von 13.30 Uhr – 15.30 Uhr 
 

im Kreishaus Gütersloh, Abteilung Geoinformation, Kataster und Vermessung, 
Herzebrocker Straße 140 in 33334 Gütersloh, Bauteil 5, 2. Obergeschoss, Raum 2520. 

 
Während der Offenlegungszeiten wird den betroffenen Eigentümerinnen, Eigentümern, Erbbauberechtigten 
und Inhabern grundstücksgleicher Rechte, deren Liegenschaftskatasternachweise fortgeführt wurden und 
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hierzu keine Einzelmitteilung erhalten haben, Gelegenheit gegeben, sich über die Fortführung des Katas-
ternachweises ihrer Grundstücke unterrichten zu lassen und den Datenbestand des Liegenschaftskatasters 
einzusehen. 
Hinweis: Um Wartezeiten zu vermeiden nutzen Sie bitte die Möglichkeit einer telefonischen Terminabspra-
che unter der Rufnummer 05241 85-1772. 
 
Gegen die Angaben des Liegenschaftskatasters kann innerhalb eines Monats nach Ablauf der Offenlegungs-
frist wie folgt Klage erhoben werden: 

−  schriftlich beim Verwaltungsgericht Minden (Königswall 8, 32423 Minden oder Postfach 32 40, 32389 
Minden) - oder 

−  mündlich zur Niederschrift beim Urkundsbeamten der Geschäftsstelle des Verwaltungsgerichts Minden - 
oder 

−  durch Übertragung eines elektronischen Dokuments an die elektronische Poststelle des Verwaltungsge-
richts Minden. Das elektronische Dokument muss für die Bearbeitung durch das Verwaltungsgericht Min-
den geeignet sein. Es muss mit einer qualifizierten elektronischen Signatur der verantwortenden Person 
versehen sein oder von der verantwortenden Person signiert und auf einem sicheren Übermittlungsweg 
gemäß § 55a Absatz 4 VwGO eingereicht werden. Die für die Übermittlung und Bearbeitung geeigneten 
technischen Rahmenbedingungen bestimmen sich nach näherer Maßgabe der Verordnung über die tech-
nischen Rahmenbedingungen des elektronischen Rechtsverkehrs und über das besondere elektronische 
Behördenpostfach (Elektronischer-Rechtsverkehr-Verordnung-ERRV) vom 24. November 2017 (BGBI. I 
S. 3803). 

 
Bitte beachten Sie 

−  Sie können auch eine andere Person bevollmächtigen, für Sie Klage zu erheben.  

−  Ihre Klage muss innerhalb der Monatsfrist bei Gericht eingegangen sein. 

−  Gegner einer Klage ist der Kreis Gütersloh. 

−  Nähere Informationen zur elektronischen Poststelle finden Sie auf der Internetseite www.justiz.nrw.de. 
 
Im Klageverfahren können grundsätzlich nicht angefochten werden: 
 

• der Eigentümernachweis, wenn er mit dem Nachweis im Grundbuch übereinstimmt 

• Angaben, die aus dem bisherigen Liegenschaftskataster unverändert übernommen 
wurden 

• Angaben, die aus abgeschlossenen Flurbereinigungs- und Umlegungsverfahren unver-
ändert übernommen wurden 

• die aufgrund des Gesetzes über die Schätzung des Kulturbodens übernommenen 
Schätzungsergebnisse 

 
Nach Ablauf der Offenlegungsfrist tritt das aktualisierte Liegenschaftskataster an die Stelle des bisherigen 
Katasters. 
 
Gütersloh, den 14. Oktober 2026 
 
Kreis Gütersloh 
Abt. Geoinformation, Kataster und Vermessung 
 
gez. Groppe 
 

______________________________________________ 
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88/2026 Kreis Gütersloh 
 

Verbindliche Pflegeplanung nach § 7 Abs. 6 Alten- und Pflegegesetz Nordrhein-Westfalen (APG 
NRW)  

 
Aufgrund des § 7 Abs. 6 Satz 1 des Gesetzes zur Weiterentwicklung des Landespflegerechts und Sicherung 
einer unterstützenden Infrastruktur für ältere Menschen und deren Angehörige (Alten und Pflegegesetz Nord-
rhein-Westfalen – APG NRW) vom 02. Oktober 2014 (GV. NRW. 2014 S. 625), geändert durch Gesetz vom 
15.11.2016 (GV. NRW. S. 974) wird folgendes öffentlich bekannt gemacht: 
Der Kreistag des Kreises Gütersloh hat in seiner Sitzung am 28.09.2026 folgende Beschlüsse einstimmig 
gefasst (DS-Nr. 6707): 
 

(1) Das Gutachten „Aktualisierung der Pflegebedarfsplanung für den Kreis Gütersloh“ vom 28.03.2025 

mit seiner Bedarfsprognose für die stationäre Pflege stellt angesichts der Tatsache, dass zum jetzi-

gen Zeitpunkt keine aktuelleren Daten der Pflegestatistik vorliegen, weiterhin eine verbindliche Ent-

scheidungsgrundlage für eine bedarfsabhängige Förderung neu entstehender und zusätzlicher voll-

stationärer Pflegeplätze gem. § 7 Absatz 6 Alten- und Pflegegesetz Nordrhein-Westfalen (APG 

NRW; verbindliche Bedarfsplanung) dar.  

(2) Der Kreis Gütersloh hält an der verbindlichen Bedarfsplanung im Kreis Gütersloh nach § 11 Absatz 

7 APG NRW fest. Die zusätzliche Förderfähigkeit über das Pflegewohngeld ist weiterhin an eine 

Bedarfsbestätigung geknüpft. Maßstab und Grundlage ist der Gesamtbedarf im Kreis Gütersloh.  

(3) Die Beschlüsse über die verbindliche Bedarfsplanung und über die Fördervoraussetzung sind öffent-

lich bekannt zu machen. Die Beschlüsse treten mit öffentlicher Bekanntmachung in Kraft.  

(4) Der Auftrag für die Fortschreibung des Berichtes zur örtlichen Planung für das Jahr 2027 wird an ein 

externes Dienstleistungsunternehmen vergeben. Unter Berücksichtigung der kommunalscharfen Zu-

ordnung ist ein neuerlicher Beschlussvorschlag für die verbindliche Pflegebedarfsplanung gemäß § 

7 Absatz 6 in Verbindung mit § 11 Absatz 7 APG NRW zu erarbeiten. 

 

Das Gutachten „Aktualisierung der Pflegebedarfsplanung vom 28.03.2025 für den Kreis Gütersloh“ ist in fol-

gender Form kostenfrei zugänglich: 

• Homepage des Kreises Gütersloh 

• auf Anforderung als Druckexemplar 

Kreis Gütersloh 
Die Landrätin  
In Vertretung 
 
Koch 
Kreisdirektorin  
 

______________________________________________ 
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89/2026 Kreis Gütersloh 
 

Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
über die Feststellung der UVP-Pflicht 

Antragsteller: Stadt Harsewinkel, Münsterstraße 14, 33428 Harsewinkel 
 
Die Stadt Harsewinkel, Münsterstraße 14, 33428 Harsewinkel, beabsichtigt, eine Grundwasserabsen-
kung in Harsewinkel, auf dem Grundstück Gemarkung Harsewinkel, Flur 21, Flurstück 246 vorzunehmen.  
 
Diese Grundwasserabsenkung dient der Grundwasserhaltung während der Errichtung eines unterirdischen 
Rückhaltebeckens für Niederschlagswasser. Das hierbei entnommene Grundwasser soll anschließend in 
den Regenwasserkanal der Stadt Harsewinkel eingeleitet werden. 
 
Die maximal zulässigen Entnahme- bzw. Einleitungsmengen betragen 
 
3 l/s, jedoch nicht mehr als  
15 m³/h 
und insgesamt  
13.224 m³. 
 
Für dieses Vorhaben hat die Stadt Harsewinkel, Münsterstraße 14, 33428 Harsewinkel die Erteilung ei-
ner wasserrechtlichen Erlaubnis nach § 8 Absatz 1 Wasserhaushaltsgesetz beantragt. 
 
Die am 30.09.2026 eingereichten Unterlagen sind vollständig und prüffähig. 
 
Von mir als zuständige Behörde wird nach Beginn des Verfahrens, das der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit des Vorhabens dient, auf der Grundlage geeigneter Angaben zum Vorhaben sowie eigener Informa-
tionen unverzüglich festgestellt, ob für das Vorhaben nach den §§ 6 bis 14a UVPG eine Pflicht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht oder nicht (§ 5 Abs. 1 UVPG). 
 
Das Vorhaben ist der Ziffer 13.3.3 der Anlage 1 zum UVPG zuzuordnen. Demnach ist für das Zutageför-
dern von Grundwasser in einer Menge von 5 000 m3/a bis weniger als 100 000 m3/a, wenn durch die Ge-
wässerbenutzung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf grundwasserabhängige Ökosysteme zu erwar-
ten sind, eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Abs. 2 UVPG durchzuführen. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten 
Stufe wird geprüft, ob bei dem Neuvorhaben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den unter Nummer 
2.3 der Anlage 3 zu § 7 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten 
Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-Pflicht. Ergibt die 
Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche Gegebenheiten vorliegen, so wird auf der zweiten 
Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien geprüft, ob das Neuvorhaben erhebli-
che nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele 
des Gebietes betreffen und nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen 
wären. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach den Bestimmungen des UVPG hat im vorliegenden 
Fall zu dem Ergebnis geführt, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das Vorhaben der 
Stadt Harsewinkel, Münsterstraße 14, 33428 Harsewinkel nicht zu besorgen sind. Entsprechend § 7 Abs. 2 
UVPG wird daher festgestellt, dass für das Vorhaben keine Verpflichtung zur Durchführung einer Um-
weltverträglichkeitsprüfung besteht. 
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Diese Feststellung wird gemäß § 5 Abs. 2 UVPG öffentlich bekannt gegeben. Sie ist gemäß § 5 Abs. 3 
UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
 
Az.: 4.4.1.1.01.21481 
Datum: 09.10.2026 
 
Kreis Gütersloh  
Die Landrätin  
Im Auftrag 
 
gez. Wegner 
 

______________________________________________ 
 
90/2026 Kreis Gütersloh 
 

Bekanntgabe nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) 
über die Feststellung der UVP-Pflicht 

Antragsteller: Herr Josef Aho, Mecklenburger Weg 8, 33334 Gütersloh 
 
Herr Josef Aho, Mecklenburger Weg 8, 33334 Gütersloh, beabsichtigt, eine Grundwasser-absenkung in 
Gütersloh, auf dem Grundstück Gemarkung Gütersloh, Flur 46, Flurstück 701 vorzunehmen.  
 
Diese Grundwasserabsenkung dient der Errichtung eines Mehrfamilienwohnhauses. Das hierbei entnom-
mene Grundwasser soll anschließend in den Regenwasserkanal der Stadt Gütersloh eingeleitet werden. 
 
Die maximal zulässigen Entnahmemengen betragen 
 
350 m³/d, jedoch nicht mehr als insgesamt  
32.000 m³ 
 
Für dieses Vorhaben hat Herr Josef Aho, Mecklenburger Weg 8, 33334 Gütersloh die Erteilung einer 
wasserrechtlichen Erlaubnis nach § 8 Absatz 1 Wasserhaushaltsgesetz beantragt. 
 
Die am 13.10.2026 eingereichten Unterlagen sind vollständig und prüffähig. 
 
Von mir als zuständige Behörde wird nach Beginn des Verfahrens, das der Entscheidung über die Zuläs-
sigkeit des Vorhabens dient, auf der Grundlage geeigneter Angaben zum Vorhaben sowie eigener Informa-
tionen unverzüglich festgestellt, ob für das Vorhaben nach den §§ 6 bis 14a UVPG eine Pflicht zur Durch-
führung einer Umweltverträglichkeitsprüfung (UVP-Pflicht) besteht oder nicht (§ 5 Abs. 1 UVPG). 
 
Das Vorhaben ist der Ziffer 13.3.3 der Anlage 1 zum UVPG zuzuordnen. Demnach ist für das Zutageför-
dern von Grundwasser in einer Menge von 5 000 m3/a bis weniger als 100 000 m3/a, wenn durch die Ge-
wässerbenutzung erhebliche nachteilige Auswirkungen auf grundwasserabhängige Ökosysteme zu erwar-
ten sind, eine standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach § 7 Abs. 2 UVPG durchzuführen. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung wird als überschlägige Prüfung in zwei Stufen durchgeführt. In der ersten 
Stufe wird geprüft, ob bei dem Neuvorhaben besondere örtliche Gegebenheiten gemäß den unter Nummer 
2.3 der Anlage 3 zu § 7 UVPG aufgeführten Schutzkriterien vorliegen. Ergibt die Prüfung in der ersten 
Stufe, dass keine besonderen örtlichen Gegebenheiten vorliegen, so besteht keine UVP-Pflicht. Ergibt die 
Prüfung in der ersten Stufe, dass besondere örtliche Gegebenheiten vorliegen, so wird auf der zweiten 
Stufe unter Berücksichtigung der in Anlage 3 aufgeführten Kriterien geprüft, ob das Neuvorhaben erhebli-
che nachteilige Umweltauswirkungen haben kann, die die besondere Empfindlichkeit oder die Schutzziele 
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des Gebietes betreffen und nach § 25 Abs. 2 UVPG bei der Zulassungsentscheidung zu berücksichtigen 
wären. 
 
Die standortbezogene Vorprüfung des Einzelfalls nach den Bestimmungen des UVPG hat im vorliegenden 
Fall zu dem Ergebnis geführt, dass erhebliche nachteilige Umweltauswirkungen durch das Vorhaben des 
Herrn Josef Aho, Mecklenburger Weg 8, 33334 Gütersloh nicht zu besorgen sind.  
 
Entsprechend § 7 Abs. 2 UVPG wird daher festgestellt, dass für das Vorhaben keine Verpflichtung zur 
Durchführung einer Umweltverträglichkeitsprüfung besteht. 
 
Diese Feststellung wird gemäß § 5 Abs. 2 UVPG öffentlich bekannt gegeben. Sie ist gemäß § 5 Abs. 3 
UVPG nicht selbständig anfechtbar. 
 
Az.: 4.4.1.1.01.21485 
Datum: 14.10.2026 
 
Kreis Gütersloh  
Die Landrätin  
Im Auftrag 
 
gez. Traeger 
 


